
 

  

S 3 R 907/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beweislast

Erwerbsminderung
Katalogfall
Testpsychologische Untersuchungen

Leitsätze Zu den Voraussetzungen einer Rente
wegen Erwerbsminderung.

Normenkette SGB VI § 43 Abs 1
SGB VI § 43 Abs 2
SGG § 109

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 R 907/18
Datum 17.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 540/19
Datum 06.04.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Â  Â  Â  Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg
vom 17.10.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Â Â  Â  AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung hat.
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Der 1969 geborene KlÃ¤ger erlernte nach seinen Angaben von 1984 bis 1987 den
Beruf eines Schiffbauers. SpÃ¤ter war er als Blechschlosser, Kunststoffschlosser,
Montagemechaniker, Monteur und zuletzt seit 2006 als Industrie-SchweiÃ�er bei der
Fa. L versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Nach Angaben des KlÃ¤gers ist er seit
15.09.2016 bei seiner BeschÃ¤ftigung arbeitsunfÃ¤hig erkrankt gewesen und nach
seiner Aussteuerung ist er seit 15.03.2018 bei der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
gemeldet. Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt Leistungen wegen BerufsunfÃ¤higkeit aus einer
privaten Versicherung. Ein Antrag auf Anerkennung einer Berufskrankheit sei
gestellt und laufe noch. Seit einigen Monaten verrichtet der KlÃ¤ger ca. zwei
Stunden pro Woche eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung, wobei nach Angaben des
KlÃ¤gers die Fa. aber vor der AuflÃ¶sung stehe.

Beim KlÃ¤ger war ab Mai 2017 zunÃ¤chst ein Grad der Behinderung (GdB) von 30
anerkannt, der nach einem Schwerbehindertenrechtsstreit (S 17 SB 491/17 beim
Sozialgericht [SG] WÃ¼rzburg) ab Juni 2018 auf 50 erhÃ¶ht wurde. Im Einzelnen
wurden anerkannt:

1. Â Â  Â Depressive Erkrankung, chronisches Schmerzsyndrom,
AnpassungsstÃ¶rung (Einzel-GdB 30).
2. Â Â  Â Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, degenerative VerÃ¤nderungen,
BandscheibenschÃ¤den, Nervenwurzelreizerscheinungen (Einzel-GdB 30).
3. Â Â  Â SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit OhrgerÃ¤uschen (Einzel-GdB 20).
4. Â Â  Â SchluckstÃ¶rungen â�� Eagle-Syndrom â�� (Einzel-GdB 10).

Bereits am 11.08.2017 hatte die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit auf Antrag des
KlÃ¤gers eine Gleichstellung gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB IX) festgestellt.

Am 01.03.2018 erfolgte fÃ¼r die Agentur fÃ¼r Arbeit Aschaffenburg eine
sozialmedizinisch gutachterliche Stellungnahme durch Dr. P â�� allerdings ohne
ausfÃ¼hrliche eigene Untersuchung â�� die zu folgenden Diagnosen fÃ¼hrte:

1. Â Â  Â Chronische Lumboischialgie rechts bei Diskusprolaps L 5/S 1 mit
FuÃ�heberschwÃ¤che und Taubheit rechter FuÃ�auÃ�enrand, EinschrÃ¤nkung des
Geh- undÂ 
Â  Â Â Â Â Â  StehvermÃ¶gens und der Rumpfbeweglichkeit, Zustand nach
Bandscheibenvorfall-OP L 4/L 5 2006.
2. Â Â  Â Gonalgie beidseits, Zustand nach Kreuzbandplastik rechts 1997,
Retropatellararthrose beidseits.
3. Â Â  Â Coxalgie beidseits bei Impingement.
4. Â Â  Â Eagle-Syndrom beidseits, Tinnitus, Schwindel.
5. Â Â  Â Depressive StÃ¶rung, AnpassungsstÃ¶rung.
6. Â Â  Â Hand-Ellenbogengelenkarthralgie beidseits, wechselnd, unklarer Ursache.
7. Â Â  Â VentrikulÃ¤re Extrasystolie ohne gravierende BeeintrÃ¤chtigung der
kardialen Funktion.

Der KlÃ¤ger sei tÃ¤glich weniger als drei Stunden einsatzfÃ¤hig, voraussichtlich
Ã¼ber sechs Monate, aber nicht auf Dauer. Der KlÃ¤ger sei weiterhin
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arbeitsunfÃ¤hig geschrieben und es sei nicht mit ausreichender Wahrscheinlichkeit
als gesichert anzusehen, dass durch medizinische MaÃ�nahmen binnen sechs
Monaten wieder ein relevantes einschlÃ¤giges LeistungsvermÃ¶gen beim KlÃ¤ger
hergestellt werden kÃ¶nne. Die Agentur fÃ¼r Arbeit leitete der Beklagten am
19.03.2018 Unterlagen zu, wonach der KlÃ¤ger am 15.03.2018 Arbeitslosengeld
beantragt habe und die Nahtlosigkeitsregelung nach Â§ 145 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) zur Anwendung komme.

Die Beklagte erwiderte, dass dem KlÃ¤ger aufgrund eines im November 2017
gestellten Reha-Antrages eine Reha-MaÃ�nahme bewilligt worden sei. Diese
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme wurde im Rehabilitations- &
PrÃ¤ventionszentrum B vom 24.04.2018 bis 29.05.2018 durchgefÃ¼hrt. Im
zugehÃ¶rigen Rehabilitations-Entlassungsbericht vom 14.06.2018 sind folgende
Diagnosen aufgefÃ¼hrt:

1. Â Â  Â SomatisierungsstÃ¶rung.
2. Â Â  Â Tinnitus aurium.
3. Â Â  Â Enthesopathie, Eagle-Syndrom.
4. Â Â  Â Zustand nach HÃ¶rsturz.
5. Â Â  Â Zustand nach sonstigen BandscheibenschÃ¤den L 4/L 5 mit OP 2006.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nur noch unter drei Stunden
verrichten. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei er 6 Stunden und mehr
einsatzfÃ¤hig fÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten ohne Nachtschicht, ohne
LÃ¤rmbelastung, ohne wirbelsÃ¤ulenbelastende Zwangshaltungen, ohne
vornÃ¼bergebeugte Haltung, ohne vermehrte Rotationsbelastung sowie ohne
hÃ¤ufiges Steigen auf Leitern und GerÃ¼ste. Es bestehe noch ArbeitsunfÃ¤higkeit
fÃ¼r weitere vier Wochen.

Am 15.06.2018 ging bei der Beklagten ein Antrag des KlÃ¤gers auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung ein. Der KlÃ¤ger machte geltend, im Vordergrund seiner
Beschwerden stÃ¼nden RÃ¼ckenprobleme nach Bandscheiben-OP, ein HÃ¶rsturz
und Depressionen mit starkem Schwindel und KonzentrationsstÃ¶rungen.
Die PrÃ¼fÃ¤rztin der Beklagten, Dr. S, kam in Auswertung der vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen am 22.06.2018 zum Ergebnis, dass der KlÃ¤ger die zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nur noch unter drei Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kÃ¶nne.
Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei er in der Lage, sechs Stunden und mehr
leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten unter Beachtung von EinschrÃ¤nkungen der
Arbeitsbedingungen zu verrichten.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 05.07.2018 den Rentenantrag ab: Die
medizinischen Voraussetzungen seien nicht erfÃ¼llt, wie sich aus den Ermittlungen
ergeben habe.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 12.07.2018 am 13.07.2018
Widerspruch ein, den er aber nicht nÃ¤her begrÃ¼ndete. Die Beklagte wies den
Widerspruch unter Bezugnahme auf die bestehende Aktenlage mit
Widerspruchsbescheid vom 17.10.2018 â�� zugegangen wohl am 12.11.2018 â��
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zurÃ¼ck.

Mit Schreiben vom 23.11.2018 hat der KlÃ¤ger am 28.11.2018 Klage zum SG
WÃ¼rzburg erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er einen Arztbrief des Krankenhauses
fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatische Medizin L1, AuÃ�enstelle A,
vom 19.12.2018 vorgelegt, wonach sich der KlÃ¤ger dort vom 06.11.2018 bis
14.12.2018 in teilstationÃ¤rer Behandlung wegen einer mittelgradigen depressiven
Episode und einer SomatisierungsstÃ¶rung bei bestehender Fibromyalgie befunden
habe; die Entlassung sei als arbeitsunfÃ¤hig erfolgt.

Das SG hat auf Anforderung Befundberichte der Behandler des KlÃ¤gers erhalten,
so von Dr. K â�� FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie â�� am 24.01.2019, Dr. S1 â��
Allgemeinmediziner â�� am 29.01.2019 und Dipl.-Psychologe N am 29.01.2019.
Ferner hat es Unterlagen bei der BKK L und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
beigezogen.

Im Anschluss hat das SG ein nervenÃ¤rztliches Gutachten bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie Dr. W eingeholt, die den KlÃ¤ger am
13.03.2019 untersucht hat. In ihrem Gutachten vom 26.03.2019 hat die Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige die GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers folgendermaÃ�en
beschrieben:

1. Â Â  Â Rezidivierende depressive StÃ¶rung, unter Behandlung, derzeit remittiert.
2. Â Â  Â SomatisierungsstÃ¶rung bei narzisstischer PersÃ¶nlichkeit.
3. Â Â  Â Hypakusis beidseits, Tinnitus beidseits.
4. Â Â  Â Chronisches LWS-Syndrom mit Zustand n. Bandscheibenvorfall-OP in
HÃ¶he L 4/L 5 2006 und Bandscheibenvorfall in HÃ¶he L 5/S 1, aktuell ohne
motorische Defizite.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einer TÃ¤tigkeit im Umfang
von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich nachgehen. Vermieden werden sollten
TÃ¤tigkeiten mit besonderer Belastung des Bewegungs- und StÃ¼tzsystems wie
Ã¼berwiegendes Stehen oder Gehen, hÃ¤ufiges Heben und Tragen von Lasten,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken oder Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten in Zwangshaltungen und
hÃ¤ufiges Steigen. AuÃ�erdem seien TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher
Belastung und LÃ¤rm zu vermeiden. Die WegefÃ¤higkeit sei vorhanden.

In einer Auskunft vom 03.04.2019 hat sich die Agentur fÃ¼r Arbeit Aschaffenburg
u.a. zu den schwierigen VermittlungsbemÃ¼hungen geÃ¤uÃ�ert.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat das SG ein
Gutachten beim Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. B1 eingeholt. Dieser hat den
KlÃ¤ger am 14.07.2019 untersucht und in seinem Gutachten vom 15.07.2019 die
GesundheitsstÃ¶rungen beim KlÃ¤ger folgendermaÃ�en beschrieben:

1. Â Â  Â SomatisierungsstÃ¶rung.
2. Â Â  Â Tinnitus aurium, Zustand nach HÃ¶rsturz.
3. Â Â  Â Fibromyalgiesyndrom.
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4. Â Â  Â Zustand nach operiertem Bandscheibenvorfall L 4/L 5 mit
FuÃ�heberschwÃ¤che und Bandscheibenvorfall L 4/S 1.
5. Â Â  Â Eagle-Syndrom.
6. Â Â  Â Gonalgie beidseits bei Zustand nach Ersatzplastik des vorderen
Kreuzbandes am rechten Kniegelenk 1997.
7. Â Â  Â Multiple Arthralgien in beiden Schultern, Ellenbogen und Handgelenken.
8. Â Â  Â Chronisch rezidivierende Depression.

Das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers erlaube zwar qualitativ kÃ¶rperliche
Verrichtungen und geistige Leistungen wie sie in ungelernten TÃ¤tigkeiten
Ã¼blicherweise anfallen wÃ¼rden; dies sei aber zeitlich befristet auf weniger als
drei Stunden tÃ¤glich. Unter UmstÃ¤nden kÃ¶nnten einzelne der von der
Vorgutachterin als eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich beschriebenen TÃ¤tigkeiten zwar
einmalig oder kurzfristig ausgeÃ¼bt werden. Entscheidend sei jedoch, dass die
Wiederholung dieser TÃ¤tigkeiten unter einem gewissen Zeitdruck ein typisches
PhÃ¤nomen im Arbeitsleben sei und dies zur ErschÃ¶pfung des Gesamtorganismus
des KlÃ¤gers fÃ¼hren wÃ¼rde, weshalb eine zeitliche Befristung der tÃ¤glichen
Arbeitsleistung vorliege. Ã�bereinstimmung mit dem Vorgutachten bestehe darin,
dass dem KlÃ¤ger das ausschlieÃ�liche Sitzen und ununterbrochene Geh- und
StehtÃ¤tigkeiten, TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, das Tragen und Heben
schwerer Lasten Ã¼ber 10 kg sowie Arbeiten mit hÃ¤ufiger Ã�berkopftÃ¤tigkeit
nicht mÃ¶glich seien. Die Depressionen und die damit verbundenen Fibromyalgie-
und SomatisierungsstÃ¶rungen seien aber offensichtlich hochgradig
therapieresistent und trotz hochdosierter medikamentÃ¶ser Therapie und
regelmÃ¤Ã�iger ambulanter Psychotherapie sowie wiederholter teilstationÃ¤rer
Behandlungen offensichtlich nicht zu beeinflussen und deshalb mit einer schlechten
Prognose versehen. Die Gehstrecke des KlÃ¤gers sei dagegen nicht wesentlich
eingeschrÃ¤nkt.

Zu dem Gutachten hat am 12.08.2019 die FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. W1
von der sozialmedizinischen Begutachtungsstelle NÃ¼rnberg der Beklagten
Stellung genommen: Dr. B1 habe weit Ã¼ber das orthopÃ¤dische Fachgebiet
hinaus in das psychosomatische Fachgebiet hineingegriffen, um das von ihm auf
unter drei Stunden geschÃ¤tzte LeistungsvermÃ¶gen zu begrÃ¼nden; die
Leistungsbeurteilungen im psychosomatischen Fachgebiet seien jedoch bereits im
Reha-Entlassungsbericht und im nervenÃ¤rztlichen Gutachten Dr. W in anderer
Weise erfolgt gewesen. Trotz der SomatisierungsstÃ¶rungen und des angegebenen
Fibromyalgiesyndroms scheine der KlÃ¤ger Schmerzmedikamente nur bei Bedarf
einzunehmen. Neben einer Optimierung dieser Medikation bestehe auch die Option
einer speziellen Schmerztherapie im Rahmen einer mehrwÃ¶chigen multimodalen
Schmerztherapie. An der bisherigen sozialmedizinischen Stellungnahme sei
festzuhalten.

Das SG hat mit Urteil vom 17.10.2019 die Klage abgewiesen. Der von Dr. W
ausfÃ¼hrlich und schlÃ¼ssig beschriebene psychopathologische Befund des
KlÃ¤gers lasse nicht auf eine FunktionseinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers schlieÃ�en, die
zu einer quantitativen Leistungsabsenkung in rentenberechtigendem AusmaÃ�
fÃ¼hren kÃ¶nnte. Die rezidivierende depressive StÃ¶rung sei aktuell unter
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laufender Medikation gut kompensiert und eine nennenswerte AntriebsstÃ¶rung
habe nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. BezÃ¼glich der Schmerzproblematik
wÃ¤re bei Bedarf eine Optimierung der Schmerzmedikation angezeigt. Die
gegenteiligen AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. B1 hÃ¤tten die Kammer
nicht Ã¼berzeugen kÃ¶nnen.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 08.11.2019 am 11.11.2019
Berufung zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt. Das Urteil sei rechtsfehlerhaft
ergangen, weil es an einer mangelhaften BeweiswÃ¼rdigung leide. Das eindeutige
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. B1 werde Ã¼berhaupt nicht gewÃ¼rdigt. So
seien weder das Fibromyalgiesyndrom noch die FuÃ�heberschwÃ¤che und auch
nicht das Eagle-Syndrom berÃ¼cksichtigt worden. Es liege eine Vielzahl von
Erkrankungen vor, die in ihrer Wechselwirkung so stark seien, dass die
LeistungsfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgehoben sei. Diese
Summierung von Erkrankungen werde durch die Gutachterin Dr. W nicht erfasst.
Auch das erstinstanzliche Urteil sei darauf nicht eingegangen. Vorgetragen worden
ist auch, dass in der neuesten Ã¤rztlichen Dokumentation der Tagesklinik A eine AU-
Bescheinigung wegen schwerer Depression erfolgt sei; der beigefÃ¼gte Arztbrief
der Tagesklinik weist die Diagnose einer mittelgradigen depressiven Episode auf.

Die Beklagte hat auch in Kenntnis der neuen Unterlagen das Ergebnis der
erstinstanzlichen Entscheidung weiterhin als zutreffend angesehen.

Der Senat hat einen Befundbericht beim behandelnden Hausarzt Dr. S1 eingeholt,
der am 10.09.2020 eingegangen ist und dem umfangreiche Ã¤rztliche Unterlagen
beigefÃ¼gt waren. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie Dr. K hat in ihrem
Befundbericht vom 09.09.2020 mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger dort letztmals Anfang
Dezember 2019 vorstellig geworden war.

Zu den Ã¤rztlichen Unterlagen hat Frau Dr. H vom Ã�rztlichen PrÃ¼fdienst der
Beklagten am 05.10.2020 Stellung genommen: Insgesamt sei eine abweichende
sozialmedizinische Leistungsbeurteilung bisher nicht zu treffen. Da aber eine
allmÃ¤hliche Verschlechterung des psychischen Zustandes angegeben worden sei,
werde weitere fachÃ¤rztliche AufklÃ¤rung empfohlen.

Der Senat hat daraufhin ein Gutachten beim Facharzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. B2 eingeholt, der den KlÃ¤ger am 10.12.2020 untersucht hat. In
seinem Gutachten vom 05.02.2021 hat er folgende Diagnosen aufgefÃ¼hrt:

1. Â Â  Â Rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradig.
2. Â Â  Â Chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren.
3. Â Â  Â Zustand nach Bandscheibenvorfall mit Kompression der Wurzel L 5 rechts.
4. Â Â  Â Degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen.
5. Â Â  Â Degenerative VerÃ¤nderungen des Bewegungsapparates (Gonarthrose,
Retropatellararthrose, HÃ¼ft-Impingement).
6. Â Â  Â Tinnitus aurium.
7. Â Â  Â Eagle-Syndrom.
8. Â Â  Â Zustand nach Leistenherniotomie 2012.
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9. Â Â  Â Zustand nach Radiowellenablation der Vena saphena magna,
Phlebektomie 2014.

Vor allem die degenerativen VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule und des
Bewegungsapparates seien Ursache fÃ¼r die vorgetragenen Schmerzen und
fÃ¼hrten zu einer Minderbelastbarkeit; aus diesem Grund seien schwere
kÃ¶rperliche Arbeiten mit besonderen Belastungen des Bewegungsapparates nicht
mehr mÃ¶glich. Auch die GesundheitsstÃ¶rungen auf psychiatrischem Gebiet seien
mit EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit verbunden. Die weiteren
Erkrankungen wie Tinnitus und Eagle-Syndrom wÃ¼rden eine TÃ¤tigkeit mit
besonderer LÃ¤rmexposition nicht mehr zulassen. Dem Gutachten der Dr. W
kÃ¶nne im Ergebnis gefolgt werden. Nicht zugestimmt werden kÃ¶nne der
EinschÃ¤tzung des Dr. B1, wonach insbesondere die auf psychiatrischem und
psychosomatischem Gebiet vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen therapieresistent
und nicht weiter behandlungsfÃ¤hig seien. Gerade auf diesem Gebiet sei eine
ErhÃ¶hung der Behandlungsfrequenz anzustreben. Dem KlÃ¤ger seien TÃ¤tigkeiten
mit Ã�berkopfarbeiten, mit schwerem Heben und Tragen von Lasten, stÃ¤ndig in
gebÃ¼ckter Haltung oder in anderen Zwangshaltungen sowie mit besonderen
Anforderungen an die seelische Belastbarkeit insbesondere mit Nachtschicht oder
mit besonderer Anforderung an die Verantwortung nicht mehr mÃ¶glich. MÃ¶glich
seien hingegen leichte auch zeitweilig mittelschwere Arbeiten wenigstens sechs
Stunden werktÃ¤glich. Im bisherigen Beruf als IndustrieschweiÃ�er mit schwerer
kÃ¶rperlicher Arbeit liege ein LeistungsvermÃ¶gen von weniger als drei Stunden
vor, wie es auch bereits seit lÃ¤ngerem festgestellt sei. Dies dÃ¼rfte auch fÃ¼r die
anderen frÃ¼her ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigungen des KlÃ¤gers so zutreffen. Die
beschriebenen qualitativen EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit kÃ¶nnten
unter konsequenter Behandlung binnen drei Jahren gebessert, mÃ¶glicherweise
sogar behoben werden. Unwahrscheinlich sei dagegen eine Wiederherstellung der
LeistungsfÃ¤higkeit im bisherigen Beruf.

Auf erneuten Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG ist der Prof. Dr. S2 mit der
Erstellung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens beauftragt worden. Dieser hat nach
Untersuchung des KlÃ¤gers am 06.07.2021 eine neuropsychologische
Zusatzbegutachtung mit Testung der Aufmerksamkeits- und GedÃ¤chtnisfunktion
sowie der mentalen FlexibilitÃ¤t fÃ¼r erforderlich angesehen, woraufhin der
KlÃ¤ger mit der Erweiterung der Beweisanordnung einverstanden war.

ZunÃ¤chst ist das durch die Neuropsychologin Dipl.-Psych. S3 erstellte
Zusatzgutachten vorgelegt worden. Diese hat den KlÃ¤ger am 29.11.2021
untersucht und in ihrem Gutachten vom 10.01.2022 Ã¼ber die umfangreiche
testpsychologische Diagnostik berichtet. Aus ihrer Sicht sei von einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung auszugehen, die wohl in der Folge zu einer depressiven
Symptomatik gefÃ¼hrt habe. In den Arztberichten fÃ¤nden sich kaum genauere
Daten Ã¼ber stationÃ¤re bzw. teilstationÃ¤re psychosomatische Behandlungen und
medikamentÃ¶se Behandlung. Der KlÃ¤ger habe im GesprÃ¤ch nicht die typischen
Symptome einer Depression gezeigt. Dies sei aber insofern einzuordnen, als es
lavierte Depressionen gebe, die zu einer Fixierung auf die kÃ¶rperlichen Symptome
fÃ¼hren wÃ¼rden und erst in der Auswertung der Testverfahren mit zusÃ¤tzlichen
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Hinweisen erkennbar seien. Beim KlÃ¤ger liege nach Auswertung aller Daten wohl
eine mittelschwere Depression mit erheblichen kognitiven Defiziten sowie
SchlafstÃ¶rungen, Reizbarkeit, AntriebsstÃ¶rung, InsuffizienzgefÃ¼hlen und
sozialem RÃ¼ckzug vor. FÃ¼r die von Frau Dr. W gestellte Diagnose einer
narzisstischen PersÃ¶nlichkeit hÃ¤tten sich entsprechende Hinweise nicht ermitteln
lassen, auch nicht in Auswertung der vorherigen Aktenlage.

Der Gutachter Prof. Dr. S2 hat in seinem Gutachten vom 17.01.2022 ausgefÃ¼hrt,
dass nach den Leitlinien bei spezifischen Fragestellungen auf neuropsychologische
Zusatzuntersuchungen zurÃ¼ckgegriffen werden mÃ¼sse, da der klassische
psychopathologische Befund neuropsychologische FÃ¤higkeiten nicht hinreichend
erfasse, etwa die vom KlÃ¤ger geltend gemachten leistungseinschrÃ¤nkenden
kognitiven BeeintrÃ¤chtigungen. Im Ergebnis sei festzuhalten, dass sich alle
Gutachter darin einig seien, dass der KlÃ¤ger seinen bisherigen Beruf nicht mehr
ausÃ¼ben kÃ¶nne. Unterschiedliche Auffassungen bestÃ¼nden bezÃ¼glich des
RestleistungsvermÃ¶gens auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt; dieses sei bisher
wegen des Fehlens einer neuropsychologischen Begutachtung noch nicht
hinreichend ermittelt gewesen. Die Symptome des KlÃ¤gers wÃ¼rden eine
Depression klar erkennen lassen; so werde neben den kardinalen Symptomen
Stimmungstief, AntriebsstÃ¶rung, Interessenverlust, an Zusatzsymptomen
Gewichtszunahme, SchlafstÃ¶rung, GrÃ¼belzwang, Morgentief, Libidoverlust usw.
erwÃ¤hnt. Wesentlichen Raum bei den Schilderungen der Beschwerden habe die
vom KlÃ¤ger so empfundene Mobbingsituation in der frÃ¼heren Firma
eingenommen, hinzugekommen seien vielfÃ¤ltige private Probleme. Beim KlÃ¤ger
habe sich ab dem Jahr 2010 ein Circulus vitiosus entwickelt, durch den er Ã¼ber
Jahre zunehmend in eine Situation der Depression und der Verbitterung geraten sei.
ErgÃ¤nzend sei auf die beim KlÃ¤ger bestehende Legasthenie hinzuweisen, die eine
Umsetzung auf einen Schreibtischposten unrealistisch mache. Auch die
Dranginkontinenz und die Probleme beim Stuhlgang beeintrÃ¤chtigten seine
EinsatzfÃ¤higkeit in verschiedenen Berufen. Ein tragfÃ¤higer therapeutischer
Kontakt zu einem Psychiater habe sich nicht entwickelt. Seit MÃ¤rz 2020 erhalte der
KlÃ¤ger eine Psychotherapie in 14-tÃ¤gigen AbstÃ¤nden, was aber allenfalls einer
Stabilisierung gedient habe. Durch die medikamentÃ¶se Behandlung sei zwar nicht
der gewÃ¼nschte Erfolg eingetreten, aber nach Angaben des KlÃ¤gers zumindest
eine leichte Stabilisierung. Die Bestimmung der Medikamentenspiegel habe
ergeben, dass die verordneten PrÃ¤parate eingenommen wÃ¼rden.
Zusammenfassend wÃ¼rden die eigenen Angaben des KlÃ¤gers sein Leben auf
niedrigem energetischen Niveau widerspiegeln und darÃ¼ber hinaus bestehe eine
extrem negative Weltsicht. Das wÃ¤hrend der mehrstÃ¼ndigen Exploration
gezeigte deutliche Schmerzverhalten wirke nicht aufgesetzt; Hinweise auf
Simulation oder Aggravation hÃ¤tten sich nicht ergeben. Auch wÃ¼rden keine
Hinweise auf das Bestehen einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung von Krankheitswert
vorliegen. Zusammenfassend hÃ¤tten die Befunde das Vorliegen einer zumindest
mittelschwer ausgeprÃ¤gten, bereits weitgehend chronifizierten Depression mit
kognitiven und mnestischen BeeintrÃ¤chtigungen und daraus resultierenden
FÃ¤higkeitsstÃ¶rungen belegt. Die weiteren Diagnosen seien als
Begleitsymptomatik der Depression anzusehen. Hinzu kÃ¤men auÃ�erhalb des
nervenÃ¤rztlichen Fachgebietes GesundheitsstÃ¶rungen auf chirurgisch-
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orthopÃ¤dischem, HNO-Ã¤rztlichem, urologischem, proktologischem und
phlebologischem Fachgebiet.

Hinsichtlich seiner LeistungsfÃ¤higkeit traue sich der KlÃ¤ger nichts mehr zu und
habe angesichts zahlreicher vergeblicher Behandlungsversuche die Hoffnung auf
Besserung verloren. Die kognitiven Defizite bedingten eine BeeintrÃ¤chtigung der
praktischen Anstelligkeit und Findigkeit, der Ausdauer und der
AnpassungsfÃ¤higkeit an den technischen Wandel. Angesichts der sehr deutlichen
und objektiv nachgewiesenen neuropsychologischen Defizite kÃ¶nne der KlÃ¤ger
eine Leistung von wirtschaftlichem Wert nicht mehr erbringen. Auf den sehr raschen
Abfall der Leistungskurve wÃ¤hrend der neuropsychologischen Testung sei zu
verweisen. Das quantitative LeistungsvermÃ¶gen liege bei unter drei Stunden. Die
Symptomatik sei chronifiziert. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne zwar einen privaten PKW nicht
mehr nutzen, jedoch die erforderlichen Wegstrecken mit Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln zurÃ¼cklegen.

Die Unterlagen in den Akten wÃ¼rden keine genaue EinschÃ¤tzung des
LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers fÃ¼r die Vergangenheit erlauben: Ob sich die
Depression des KlÃ¤gers im Verlauf fluktuierend verbessert oder verschlechtert
habe, kÃ¶nne aufgrund der vorliegenden Aktendokumente nicht sicher gesagt
werden. Eine Verschlechterung im Vergleich zum Jahr 2016 kÃ¶nne jedoch
angenommen werden; die Entwicklung in Richtung einer mittelschweren
Depression, die lediglich von Frau Dr. W als remittiert bezeichnet worden sei, sei
einhellige Auffassung. Auch die von ihr gestellte Diagnose einer
SomatisierungsstÃ¶rung bei narzisstischer PersÃ¶nlichkeit habe sich aus der Akte
und den Befunden nicht belegen lassen.

Zu dem Gutachten hat die Neurologin und Psychiaterin Dr. S5 vom Ã�rztlichen
Dienst der Beklagten Stellung genommen: Der Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige Prof.
Dr. S2 habe sich sehr viel MÃ¼he gegeben darzulegen, warum der KlÃ¤ger
krÃ¤nker sei, als er wirke. Allerdings bleibe es Tatsache, dass der neurologische
Befund ohne grÃ¶Ã�ere AuffÃ¤lligkeiten bleibe. Zwar sei es, wie auch im
neuropsychologischen Zusatzgutachten erwÃ¤hnt, richtig, dass es Depressionen
gebe, die sich in anderen Symptomen Ã¤uÃ�erten. Diese Anzeichen mÃ¼ssten
jedoch in derartigen FÃ¤llen benannt und in einen sozialmedizinischen Kontext
eingebracht werden. Eine GegenÃ¼berstellung zu den tatsÃ¤chlichen AktivitÃ¤ten
und LebensumstÃ¤nden des KlÃ¤gers sei im Gutachten des Prof. Dr. S2 jedoch nicht
gegeben. Es solle an der bisherigen Beurteilung festgehalten werden.

Die Beklagte hat auf Anforderung des Senats einen aktuellen Versicherungsverlauf
vom 03.03.2022 vorgelegt.

Der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat am 09.03.2022 und 14.03.2022
schriftsÃ¤tzlich noch weitere AnhÃ¶rungen zur LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
beantragt und Unterlagen offensichtlich aus einem privatrechtlichen
VersicherungsverhÃ¤ltnis vorgelegt. Aktuell sei beim KlÃ¤ger eine Verschlimmerung
der orthopÃ¤dischen Leiden eingetreten.
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In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 01.04.2022 ist der Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. S2 bei seinen Feststellungen im Gutachten verblieben.
Die EinwÃ¤nde der Dr. S5 kÃ¶nnten nicht Ã¼berzeugen. Die in den
neuropsychologischen Testungen festgestellten EinschrÃ¤nkungen der
Konzentration und Ausdauer wÃ¼rden mit den Beobachtungen wÃ¤hrend der
Untersuchung Ã¼bereinstimmen. Durch eine erweiterte Abfrage der
LebensumstÃ¤nde, die letztlich nur Angaben des KlÃ¤gers widerspiegeln wÃ¼rde,
lieÃ�e sich aus seiner Sicht kein zusÃ¤tzlicher Erkenntnisgewinn ziehen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragt der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
zunÃ¤chst, hinsichtlich der schweren Depression des KlÃ¤gers und der Tatsache,
dass die verbleibenden FÃ¤higkeiten, Kompetenzen und Ressourcen dazu fÃ¼hren,
dass die LeistungsfÃ¤higkeit beim KlÃ¤ger komplett fehlt, im Wege des
Gegenbeweises Dr. med. K und Frau S4 als Zeuginnen anzuhÃ¶ren. Weiter
beantragt er, Frau Dr. J fÃ¼r die wirbelsÃ¤ulen- und orthopÃ¤dischen Leiden des
KlÃ¤gers zu vernehmen und den SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. S2 nebst
Zusatzgutachterin, Frau Dipl.-Psych. S3, zum Beweisthema
â��anspruchsbegrÃ¼ndende Erwerbsminderungâ�� einzuvernehmen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 17.10.2019 und den Bescheid der
Beklagten vom 05.07.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.10.2018 aufzuheben und die Beklagte dazu zu verurteilen, dem KlÃ¤ger eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser
Erwerbsminderung ab dem 01.07.2018 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
17.10.2019 zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider Instanzen sowie auf
die beigezogenen Akten der Beklagten und des Zentrums Bayern Familie und
Soziales, Region Unterfranken, Versorgungsamt Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist
zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf eine Rente
wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung.

Der Rechtsstreit war auch entscheidungsreif; weitere Ermittlungen waren durch den
Senat nicht durchzufÃ¼hren. Von Frau Dr. K und von der AuÃ�enstelle A im
Sozialzentrum R des Krankenhauses fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie und
Psychosomatische Medizin L1, OberÃ¤rztin S4, liegen im Berufungsverfahren
Befundberichte und Ã¤rztliche Unterlagen vor. Soweit der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte
mit seinem Antrag darÃ¼ber hinaus die Einholung sozialmedizinischer
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Stellungnahmen dieser Ã�rztinnen anstreben will, so sind aus Sicht des Senats
bereits umfassende gutachterliche Ã�uÃ�erungen im neurologisch-psychiatrischen
Fachgebiet vorliegend. Zwar steht dem KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich das Recht auf
AnhÃ¶rung eines bestimmten Arztes nach Â§ 109 SGG zu; aber auch dieses Recht
ist durch die vom KlÃ¤ger beantragte AnhÃ¶rung des Facharztes fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Prof. Dr. S2 sowie der Dipl.-Psych. S3 verbraucht. Auf weitere
AnhÃ¶rungen nach Â§ 109 SGG im gleichen Fachgebiet â�� die noch nicht einmal
explizit beantragt sind â�� hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch. Die Mitte MÃ¤rz 2022
geltend gemachte zunehmende Verschlechterung der orthopÃ¤dischen Leiden und
die dazu neu angelaufene Behandlung bei Dr. J zwingen nicht zu einem Abwarten
auf mÃ¶gliche Behandlungsergebnisse unter AnhÃ¶rung der behandelnden Ã�rztin.
Der von der KlÃ¤gerseite im Termin vom 06.04.2022 ohne Konkretisierung fÃ¼r
erforderlich angesehenen nochmaligen AnhÃ¶rung des Gutachters sowie der
Zusatzgutachterin nach Â§ 109 SGG hat der Senat dadurch entsprochen gehabt,
dass er eine ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 01.04.2022 schriftlich eingeholt hat,
in der Prof. Dr. S2 sich zu den Fragen einer medizinischen AnspruchsbegrÃ¼ndung
bzw. dem Vorliegen einer dauerhaften Erwerbsminderung in rentenberechtigendem
Umfang erneut geÃ¤uÃ�ert hat.

Eine zeitliche Minderung seines LeistungsvermÃ¶gens hat der KlÃ¤ger nicht
nachgewiesen. FÃ¼r diesen Nachweis bedarf es der vollen Ã�berzeugung des
Gerichts. Ausreichend ist eine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit.
Verbleiben begrÃ¼ndete Zweifel, so geht dies zu Lasten des KlÃ¤gers, denn der
Rentenbewerber trÃ¤gt die objektive Beweislast fÃ¼r die gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen bzw. deren Auswirkungen auf die ErwerbsfÃ¤higkeit (BSG, Urteil
vom 20.10.2004, B 5 RJ 48/03 R, juris).

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben
Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung, wenn sie

1. voll erwerbsgemindert sind,
2. in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte TÃ¤tigkeit oder BeschÃ¤ftigung haben undÂ Â  Â 
3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen gelten in gleicher Weise fÃ¼r eine
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger hat die allgemeine Wartezeit (Â§ 50 Abs. 1 SGB VI) schon seit Langem
zurÃ¼ckgelegt. Ebenso hat er die besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Eintritt eines mÃ¶glichen medizinischen Leistungsfalls
der vollen Erwerbsminderung sowohl zum Zeitpunkt der Antragstellung als auch
aktuell (noch) erfÃ¼llt. Damit kommt es derzeit auch nicht darauf an, dass die
Ausnahmevorschrift des Â§ 240 Abs. 2 SGB VI nicht in Betracht kommt, da der
KlÃ¤ger erst 1984 ins Erwerbsleben eingetreten ist.

Beim KlÃ¤ger fehlt es jedoch am Nachweis der erforderlichen medizinischen
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Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung.

Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 3
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Die medizinischen
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
nach Â§ 43 Abs. 1 SGB VI erfordern, dass ein Versicherter nicht mindestens 6
Stunden tÃ¤glich einsatzfÃ¤hig ist. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt Â§ 43 Abs. 3 SGB VI aus,
dass nicht erwerbsgemindert ist, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann, wobei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.

Der Schwerpunkt der BeeintrÃ¤chtigungen der ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers geht
dabei von den GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers auf chirurgisch-
orthopÃ¤dischem und neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet aus, wÃ¤hrend die
zusÃ¤tzlichen GesundheitsstÃ¶rungen auf HNO-Ã¤rztlichem, urologischem,
proktologischem und phlebologischem Gebiet lediglich fÃ¼r die Zusammenschau
bei der sozialmedizinischen Beurteilung von Bedeutung sind.

FÃ¼r den Senat ergibt sich aus den eingeholten Gutachten, dass die
GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet und
insgesamt die somatischen Erkrankungen den KlÃ¤ger zwar in einem solchen
MaÃ�e einschrÃ¤nken, dass er den zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf und auch die
sonstigen bisherigen TÃ¤tigkeiten nicht mehr ausÃ¼ben kann, weil die dort
erforderlichen schweren TÃ¤tigkeiten vom KlÃ¤ger nicht mehr verrichtet werden
kÃ¶nnen. Ebenso ist aber ersichtlich, dass die EinschrÃ¤nkungen nur die
Arbeitsbedingungen betreffen, eine zeitliche EinschrÃ¤nkung der EinsatzfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt â�� allein â�� aber nicht
begrÃ¼nden kÃ¶nnen. Es liegen degenerative VerÃ¤nderungen an den Knien, der
HÃ¼fte und der WirbelsÃ¤ule vor mit Zustand nach Bandscheibenoperation bei
zeitweilig feststellbarer FuÃ�heberschwÃ¤che sowie zusÃ¤tzlich Arthralgien der
Schulter-, Ellenbogen- und Handgelenke bei Belastung. Dass dies nicht zu einer
quantitativen EinschrÃ¤nkung fÃ¼hrt, ist aus den Ã¼bergreifenden
Stellungnahmen der Dr. W1, der Dr. S und des Dr. P ebenso zu entnehmen wie aus
den nervenÃ¤rztlichen EinschÃ¤tzungen der Dr. W, des Dr. B2 und des Prof. Dr. S2.
Selbst der auf Antrag des KlÃ¤gers gehÃ¶rte OrthopÃ¤de Dr. B1 begrÃ¼ndet die
von ihm angenommene quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung mit beim KlÃ¤ger
bestehenden psychosomatischen Beschwerden, weil die EinschrÃ¤nkungen auf
orthopÃ¤dischem Gebiet dafÃ¼r nicht ausgereicht hÃ¤tten. Soweit der KlÃ¤ger im
MÃ¤rz 2022 eine deutliche Verschlechterung â�� der KlÃ¤ger sei nun gezwungen,
sich einer Schmerztherapie in einem WirbelsÃ¤ulenzentrum zu unterziehen â��
angibt, ist hierin bisher nur eine behandlungsbedÃ¼rftige akute Exazerbation
anzunehmen.
Â 
Aber auch in der Zusammenschau der verschiedenen Fachgebiete unter besonderer
BerÃ¼cksichtigung des neurologisch-psychiatrischen Fachgebietes ist beim KlÃ¤ger
nach dem Ergebnis der Ermittlungen zur Ã�berzeugung des Senats eine volle
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Erwerbsminderung im Sinne von Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI nicht nachgewiesen.

Dies ergibt sich fÃ¼r den Zeitraum vor November 2021 fÃ¼r den Senat klar aus
den vorliegenden und insoweit Ã¼bereinstimmenden gutachterlichen
Ã�uÃ�erungen im Berufungsverfahren, die mit den Vorgutachten â�� auÃ�er dem
von Dr. B1 â�� in der diesbezÃ¼glichen sozialmedizinischen Beurteilung konform
sind. Sowohl Dr. B2 als auch der auf Antrag des KlÃ¤gers gehÃ¶rte Prof. Dr. S2
konnten fÃ¼r diesen Zeitraum keine hinreichenden Belege fÃ¼r derart
weitgehende FunktionseinschrÃ¤nkungen als vorliegend ansehen. Die davon
abweichenden â�� fachfremden â�� Ã�uÃ�erungen des Dr. B1 zum Vorliegen
quantitativer EinschrÃ¤nkungen aufgrund psychosomatischer Erkrankungen
vermochten die Psychiaterin Dr. W und der Psychiater Dr. B2 nicht zu teilen. FÃ¼r
die Annahmen des Dr. B1 gibt es keine ausreichende Befundgrundlage, worauf
bereits das Sozialgericht hingewiesen hat. Und auch der auf Antrag des KlÃ¤gers
gehÃ¶rte Prof. Dr. S2 sah die Aktenlage vor 2021 â�� und damit auch das
Gutachten des Dr. B1 â�� als nicht ausreichend an, um daraus quantitative
EinschrÃ¤nkungen beim KlÃ¤ger fÃ¼r diesen Zeitraum sicher ableiten zu kÃ¶nnen.

Zwar hat sich beim KlÃ¤ger im Verlauf des Berufungsverfahrens wohl eine
Verschlechterung seiner psychischen Situation ergeben, weshalb Dr. H eine neue
Untersuchung fÃ¼r angezeigt annahm und Dr. B2 â�� anders als die Gutachter bis
zum Abschluss des Verfahrens beim Sozialgericht WÃ¼rzburg â�� die depressive
Erkrankung als aktuell bis zu mittelgradig einordnete. Zugleich ging dies mit einer
verstÃ¤rkten Nachfrage des KlÃ¤gers nach therapeutischer UnterstÃ¼tzung einher,
wobei allerdings die Facharztkontakte weiter nur in sehr groÃ�en zeitlichen
AbstÃ¤nden â�� ein- bis zweimal pro Jahr â�� stattgefunden haben. Hinweise auf
verstÃ¤rkte funktionale EinschrÃ¤nkungen sind letztlich aber erst mit den
neuropsychologischen Untersuchungen bei Dipl.-Psych. S3 erhoben worden. Selbst
bei der psychiatrischen Untersuchung durch Prof. Dr. S2 im Juli 2021 war vom
beauftragten Gutachter diesbezÃ¼glich noch weiterer AufklÃ¤rungsbedarf durch
Einholung eines Zusatzgutachtens angenommen worden, weil er offensichtlich
allein durch die psychiatrische Untersuchung keine abschlieÃ�ende
sozialmedizinische Stellungnahme abgeben konnte.

Gleichwohl sind aber auch unter BerÃ¼cksichtigung der aktuellen gutachterlichen
AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. S2 und der Dipl.-Psych. S3 fÃ¼r den Senat Zweifel
verblieben, dass der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich gesundheitlich so eingeschrÃ¤nkt wÃ¤re,
dass er auch an ansonsten geeigneten Arbeitsstellen nur unter 6 Stunden tÃ¤glich
arbeiten kÃ¶nne.

Dabei sind die von Dr. S5 gegen das Gutachten des Prof. Dr. S2 vorgebrachten
EinwÃ¤nde zwar durch dessen ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 01.04.2022
weitgehend entkrÃ¤ftet. Die im Gutachten in den Vordergrund gestellte
EinschrÃ¤nkung der Ausdauerleistung hat kaum etwas mit der MÃ¶glichkeit zur
Aufrechterhaltung alltÃ¤glichen Umgangs wÃ¤hrend der Begutachtungssituation zu
tun. Und ein Abgleich mit subjektiven Angaben des KlÃ¤gers kann allenfalls dann
als Indiz taugen, wenn darin nachvollziehbar TÃ¤tigkeiten und Sozialverhalten
geschildert werden, die mit stÃ¤rkeren FunktionseinschrÃ¤nkungen unvereinbar
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erscheinen wÃ¼rden. Ein Weglassen eines solchen Abgleichs ist allein nicht
ausreichend, die Feststellungen zur StÃ¤rke gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen als
unzureichend einzuordnen.

Im Gutachten von Prof. Dr. S2 ist einerseits die Rede davon, dass die geschilderten
Symptome (Stimmungstief, AntriebsstÃ¶rung, Anhedonie, Interessenverlust und
ergÃ¤nzend Gewichtszunahme, SchlafstÃ¶rungen, GrÃ¼belzwang, Morgentief,
Libidoverlust) eine Depression klar erkennen lassen wÃ¼rden, wÃ¤hrend
andererseits unter Bezugnahme auf das Zusatzgutachten der Dipl.-Psych. S3 das
Vorliegen einer lavierten Depression â�� also ein Fehlen wichtiger Symptome einer
Depression bei gleichzeitigem Auftreten somatischer Ersatzsymptome â�� als
bestÃ¤tigt angenommen wird. Dies kann einerseits darauf hindeuten, dass bei der
Untersuchung bei Prof. Dr. S2 eine stÃ¤rkere depressive Symptomatik vorgelegen
hat, als zuvor bei Dr. B2 und nachfolgend bei Dipl.-Psych. S3, was fÃ¼r eine nur
vorÃ¼bergehende Verschlechterung sprechen kÃ¶nnte. Anderseits kÃ¶nnte damit
auch ein Hinweis auf ein Auseinanderfallen von vom KlÃ¤ger â��geschildertenâ��
Symptomen und tatsÃ¤chlich fassbaren Symptomen einer Depression erkennbar
sein. AuffÃ¤llig ist in diesem Zusammenhang auch ein Verharren bei
Belastungssituationen die ein Jahrzehnt zurÃ¼ckliegen (Mobbing im Beruf) und
heute so gar nicht mehr bestehen.

Zu Recht hat Prof. Dr. S2 aber herausgestellt, dass fÃ¼r die Feststellung von
Erwerbsminderung es insbesondere auf bestehende FunktionseinschrÃ¤nkungen
ankommt. Hierzu nimmt er Bezug auf die neuropsychologischen
Testuntersuchungen bei Dipl.-Psych. S3. Nach den testpsychologischen Ergebnissen
seien beim KlÃ¤ger die konzentrative Ausdauer, die Aufmerksamkeit und die
GedÃ¤chtnisfunktion eingeschrÃ¤nkt. Zwar kÃ¶nne er in der
Untersuchungssituation das Vorliegen einer mittelschweren Depression
Ã¼berspielen (lavierte Depression), jedoch seien dies Belege fÃ¼r eine zeitlich
reduzierte LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers.

Beim Senat sind nach Auswertung der Gutachten und der Ã¼brigen Aktenlage
sowie DurchfÃ¼hrung der mÃ¼ndlichen Verhandlung jedoch abschlieÃ�end Zweifel
daran verblieben, ob insbesondere die kognitive LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
und seine Ausdauer tatsÃ¤chlich bereits auf unter 3 Stunden bzw. auf unter 6
Stunden tÃ¤glich herabgesunken sind, wenn es sich um TÃ¤tigkeiten handelt, bei
denen die EinschrÃ¤nkungen der Arbeitsbedingungen Beachtung finden.

Dies ergibt sich zunÃ¤chst daraus, dass das von den SachverstÃ¤ndigen
vorgebrachte Absinken der Konzentration des KlÃ¤gers bereits nach wenigen
Minuten nicht zu erkennen war und auch aus der Beschreibung der gutachterlichen
Untersuchungen deutlich wird, dass beim KlÃ¤ger zu deren Abschluss sehr wohl
noch ein aufmerksames Verfolgen des Geschehens mÃ¶glich war.

Neuropsychologische Testuntersuchungen sind zudem in erheblichem MaÃ�e
mitarbeitsabhÃ¤ngig und bedÃ¼rfen einer entsprechenden Validierung; gerade
Leistungstests wie die Testbatterie zur AufmerksamkeitsprÃ¼fung (TAP) kÃ¶nnen
durch Reduzierung der Anstrengungsbereitschaft und bewusst langsameres oder
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fehlerhaftes Arbeiten verfÃ¤lscht werden. Zur Validierung der erhobenen
Ergebnisse beruft sich Dipl.-Psych. S3 zentral auf das
Beschwerdevalidierungsverfahren AST. Auch wenn dieser Aggravations- und
Simulationstest bekanntermaÃ�en neben der PrÃ¼fung durch wiederholte
eingebettete Fragemuster auch die Reaktionszeit als fÃ¼r den Untersuchten
weniger erkennbares und beeinflussbares Kriterium einbezieht, ist gleichwohl der
Gesamteindruck wÃ¤hrend der Untersuchung und der Abgleich mit dem
Alltagsverhalten von sehr groÃ�er Bedeutung fÃ¼r die zusammenfassende
EinschÃ¤tzung der ValiditÃ¤t. Hierzu lÃ¤sst sich den Gutachten aber nichts
hinreichend AussagekrÃ¤ftiges entnehmen.

Soweit Prof. Dr. S2 darauf Bezug nimmt, dass die neuropsychologischen Tests sich
regelhaft Ã¼ber eine Zeitdauer von knapp drei Stunden erstrecken wÃ¼rden und
damit eine mentale Herausforderung wie bei einem normalen Arbeitsleben gut
nachbilden wÃ¼rden, und letztlich daraus folgert, dass bei den Tests festgestellte
EinschrÃ¤nkungen zu einem auf unter 3 Stunden tÃ¤glich reduzierten
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼hren wÃ¼rden, vermochte auch dies nicht zu
Ã¼berzeugen. Die Einzeltests â�� vom Gutachter auch als Kurztests bezeichnet â��
sind von ihrer Gestaltung ersichtlich darauf ausgerichtet, dass sie durch
entsprechende Herausforderung des zu Testenden auch in Ã¼berschaubar kurzer
Zeit RÃ¼ckschlÃ¼sse auf das dahinterliegende generelle bzw. lÃ¤ngerfristige
LeistungsvermÃ¶gen zulassen. Dies ist aber zwingend mit einer entsprechenden
Stressbelastung bei Zeitdruck durch die Aufgabengestaltung und/oder die
computergestÃ¼tzte Aufgabenfolge verbunden; dass derartige Arbeitsbedingungen
aber zu einer Ã�berforderung des KlÃ¤gers fÃ¼hren und auf Dauer gesundheitlich
abtrÃ¤glich sein dÃ¼rften, liegt nach den gutachterlichen AusfÃ¼hrungen zu den
beim KlÃ¤ger vorliegenden qualitativen EinschrÃ¤nkungen seiner EinsatzfÃ¤higkeit
auf der Hand. Diese Situation liegt erst recht vor, wenn solche Einzeltests in einer
testpsychologischen Untersuchung am StÃ¼ck nacheinander durchgefÃ¼hrt
werden.

Die testpsychologischen Ergebnisse sind in Anbetracht der geschilderten
EindrÃ¼cke und Ã�berlegungen zur Ã�berzeugung des Senats nicht so deutlich,
dass sie zweifelsfrei â�� d.h. ohne Verbleiben naheliegender Restzweifel â�� die
von der KlÃ¤gerseite vertretene Schlussfolgerung belegen kÃ¶nnten, dass die beim
KlÃ¤ger vorhandenen gesundheitlichen Defizite und daraus resultierende
FertigkeitsstÃ¶rungen zum Wegfall einer LeistungsfÃ¤higkeit von wirtschaftlichem
Wert fÃ¼hren wÃ¼rden.

Die knapp geschilderten TagesablÃ¤ufe lassen eine AntriebsschwÃ¤che und
reduzierte Sozialkontakte aber durchaus verbliebene AlltagsbewÃ¤ltigung
erkennen.

FÃ¼r den Senat ist insgesamt nicht hinreichend nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger an
ansonsten geeigneten ArbeitsplÃ¤tzen nur noch zeitlich eingeschrÃ¤nkt tÃ¤tig
werden kÃ¶nnte. Damit hat der KlÃ¤ger als derjenige, der das Bestehen der
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r eine Erwerbsminderungsrente geltend macht, ihr
Vorliegen nicht belegt.
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Eine Rente wegen voller Erwerbsminderung wÃ¤re nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (Beschl. v. 11.12.1969 â�� Az. GS 4/69; Beschl. v. 10.12.1976
â�� Az. GS 2/75, GS 3/75, GS 4/75, GS 3/76 â�� jeweils zitiert nach juris) zwar
bereits dann zu gewÃ¤hren, wenn lediglich eine teilweise Erwerbsminderung
bestehen wÃ¼rde, gleichzeitig eine TeilzeitbeschÃ¤ftigung nicht ausgeÃ¼bt
wÃ¼rde und der Teilzeitarbeitsmarkt als verschlossen anzusehen wÃ¤re (s. hierzu
GÃ¼rtner in: Kasseler Kommentar, Stand Juli 2020, Â§ 43 SGB VI Rn 30 mwN). Da
der Senat â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� aber auch den Nachweis fÃ¼r ein Herabsinken
der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers auf einen Umfang von weniger als 6 Stunden,
aber mindestens 3 Stunden tÃ¤glich (also teilweise Erwerbsminderung nach Â§ 43
Abs. 1 Satz 2 SGB VI) nicht als gefÃ¼hrt ansieht, ergibt sich auch in diesem
Zusammenhang kein Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung.

Zwar kann, selbst wenn â�� wie im Fall des KlÃ¤gers â�� eine relevante
quantitative EinschrÃ¤nkung seines LeistungsvermÃ¶gens an geeigneten
ArbeitsplÃ¤tzen nicht nachgewiesen erscheint, in bestimmten AusnahmefÃ¤llen
dennoch eine RentengewÃ¤hrung wegen voller Erwerbsminderung erfolgen. Dazu
mÃ¼ssten aber die Voraussetzungen fÃ¼r einen von der Rechtsprechung des BSG
entwickelten sog. Katalogfall erfÃ¼llt sein, was beim KlÃ¤ger nicht der Fall ist. Nach
der Rechtsprechung des BSG (Urt. v. 09.05.2012, B 5 R 68/11 R; Urt. v. 11.12.2019,
Az. B 13 R 7/18 R â�� jeweils zitiert nach juris) ist bei der PrÃ¼fung, ob ein
Ausnahmefall vorliegt, mehrschrittig vorzugehen. ZunÃ¤chst ist festzustellen, ob
mit dem RestleistungsvermÃ¶gen Verrichtungen erfolgen kÃ¶nnen, die bei
ungelernten TÃ¤tigkeiten Ã¼blicherweise gefordert werden, wie Zureichen,
Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Maschinenbedienung, Kleben, Sortieren,
Verpacken, Zusammensetzen von Teilen und ergÃ¤nzend Messen, PrÃ¼fen,
Ã�berwachen und Kontrollieren von automatisierten VorgÃ¤ngen. Wenn sich solche
abstrakten Handlungsfelder nicht oder nur unzureichend beschreiben lassen und
ernste Zweifel an der tatsÃ¤chlichen EinsatzfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt unter dessen Ã¼blichen Bedingungen kommen, stellt sich im zweiten
Schritt die Frage nach der besonderen spezifischen Leistungsbehinderung oder der
Summierung ungewÃ¶hnlicher EinschrÃ¤nkungen und, falls eine solche Kategorie
als vorliegend angesehen wird, wÃ¤re im dritten Schritt von der Beklagten eine
VerweisungstÃ¤tigkeit konkret zu benennen und die EinsatzfÃ¤higkeit dann
hinsichtlich dieser TÃ¤tigkeit abzuklÃ¤ren (vgl. GÃ¼rtner a.a.O. Â§ 43 SGB VI Rn 37
mwN).

An EinschrÃ¤nkungen der Arbeitsbedingungen sind beim KlÃ¤ger zu beachten, dass
Ã�berkopfarbeiten, Heben und Tragen von schweren Lasten, stÃ¤ndige gebÃ¼ckte
KÃ¶rperhaltung und andere Zwangshaltungen sowie mehr als gelegentlich
mittelschwere Arbeitsbelastungen nicht abgefordert werden dÃ¼rfen und die
TÃ¤tigkeit ein Arbeiten im Wechselrhythmus ermÃ¶glichen muss. Auch dÃ¼rfen
keine besonderen Anforderungen an die seelische Belastbarkeit gestellt werden,
also insbesondere keine Nachtschicht, keine besondere UnfallgefÃ¤hrdung oder
verantwortungsvolle Aufgaben. Diese EinschrÃ¤nkungen finden sich aber hÃ¤ufig
bei Personen im Erwerbsleben, die an psychischen und somatischen Erkrankungen
leiden. Sie sind mit den meisten der genannten TÃ¤tigkeitsbereiche vereinbar. Auch
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dass keine LÃ¤rmbelastung bestehen soll und eine Toilette stÃ¤ndig erreichbar sein
soll, lÃ¤sst sich an einer Vielzahl von ArbeitsplÃ¤tzen einhalten. Das Vorliegen einer
bedeutsamen Legasthenie beim KlÃ¤ger wird fÃ¼r den Senat aus den in der
Aktenlage enthaltenen handschriftlichen Aufzeichnungen â�� auch wenn dort
etliche orthografische SchwÃ¤chen auffallen â�� nicht ersichtlich; Lesen und
Schreiben im Rahmen der AlltagsverstÃ¤ndigung erscheint ausreichend erhalten.
Bei zusammenfassender WÃ¼rdigung ist fÃ¼r den Senat nicht erkennbar, dass â��
abgesehen wohl von Ã¼berwachenden TÃ¤tigkeiten und Arbeiten an laufenden
Maschinen â�� ganze TÃ¤tigkeitsbereiche von Vornherein ausgeschlossen wÃ¤ren.
Zudem sind das Vorliegen einer schweren spezifischen Behinderung oder einer
Summierung von ungewÃ¶hnlichen EinschrÃ¤nkungen nicht ersichtlich.

Auch das Vorliegen von ausreichender WegefÃ¤higkeit beim KlÃ¤ger steht auÃ�er
Zweifel. Bei ErfÃ¼llung der abstrakten Anforderungen (vgl. z.B. BSG, Urt. v.
19.08.1997, Az. 13 RJ 89/96 â�� nach juris) kann der KlÃ¤ger einen mÃ¶glichen
Arbeitsplatz mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln und zu FuÃ� erreichen, wie sich aus
den gutachterlichen Ã�uÃ�erungen ersehen lÃ¤sst und mit der Tatsache, dass eine
geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt wird, korrespondiert.

Damit besteht kein Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung. Das oben dargestellte Nichtvorliegen von teilweiser
Erwerbsminderung fÃ¼hrt auch dazu, dass ein Anspruch auf die hilfsweise
beantragte Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 1 SGB VI)
ebenfalls nicht besteht.

Ein Hilfsantrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
bei BerufsunfÃ¤higkeit ist nicht gestellt; er wÃ¤re schon deshalb unbegrÃ¼ndet,
weil die Anwendung der Ausnahmevorschrift Ã¼ber einen derartigen Anspruch (Â§
240 SGB VI) von vornherein ausscheidet, nachdem der KlÃ¤ger nicht den von dieser
Vorschrift erfassten GeburtsjahrgÃ¤ngen angehÃ¶rt, d.h. nicht vor dem 02.01.1961
geboren ist (Â§ 240 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI).

Nach alledem war die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG WÃ¼rzburg
vom 06.06.2019 insgesamt als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Â 

Erstellt am: 01.12.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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